
SCHWEIZ

BZGA V1 Seite 6 SchwarzBZ-Rot

6 www.espace.ch / ZEITUNG IM ESPACE MITTELLAND / DIENSTAG, 16. MÄRZ 2004

REKLAME

R S - B E G I N N

Es hat genügend Platz für
alle Rekruten

Rund 9000 Rekruten
sind gestern in die neu
konzipierten Rekruten-
schulen der Armee XXI
eingerückt – 1000 Leute
über dem Planungssoll.
Nach Hause geschickt
wird deswegen aber nie-
mand.

«Das Einrücken verlief problem-
los», sagte Felix Endrich, stell-
vertretender Informationschef
Verteidigung, gestern auf Anfra-
ge, «unsere Massnahmen haben
sich ausbezahlt, niemand muss-
te nach Hause geschickt wer-
den.» Wegen Überhängen aus
der Armee 95 rückten gestern
9000 statt der geplanten 8000
Rekruten ein. Laut Endrich wur-
den zusätzliche Beherbergungs-
möglichkeiten in militäreigenen
Gebäuden geschaffen. Dabei
wurde darauf geachtet, dass
«niemand unter dem Boden», et-
wa in einer Zivilschutzanlage,
schlafen muss. Zudem habe man
Instruktionspersonal umdispo-
niert. Es handelt sich um Ausbil-
dungs-Unteroffiziere, welche
noch in der Armee 95 ausgebil-

det wurden und die die Profiaus-
bildner unterstützen.

Bei den Rekrutenschulen der
Armee XXI ist alles anders als
bisher: 7 Wochen Grundausbil-
dung folgen neu 6 Wochen funk-
tionsspezifisches Training und
anschliessend 5 bis 8 Wochen
Verlegung für die Verbandsaus-
bildung. Mit dem Auftakt der Ar-
mee XXI gibt es neu jährlich drei
statt zwei Rekrutenschulen.
Zwei Drittel der Rekruten absol-
vieren eine von 15 auf 21 Wo-
chen verlängerte RS. Für ein
Drittel dauert die Grundausbil-
dung 18 Wochen und für Spezia-
listen 25 Wochen.

Vor einer Woche waren aus
der Unteroffiziersschule in Pay-
erne acht Leute mit deren Ein-
willigung nach Hause geschickt
worden, weil es Überhänge gibt
wegen dem Übergang von der
Armee 95 zur Armee XXI und
deshalb zu viele Anwärter einge-
rückt waren. Von sich aus nach
Hause gingen Anfang März 12
Leute aus der Anwärterschule in
Bülach (ZH). Das seien schon
ungewöhnlich viele, räumte
Heeressprecher Daniel Reist ges-
tern zu einem Bericht des
«SonntagsBlicks» ein. sda/dsi

BILD KEYSTONEFür 9000 junge Leute hat gestern der Ernst des 
militärischen Lebens begonnen.

BUNDESANWALTSCHAFT

Parlament will Auskunft
über angebliches Infoleck
Das Parlament will 
wissen, ob der Swiss-
Verwaltungsrat über die
Ausdehnung des Straf-
verfahrens auf André
Dosé durch eine In-
diskretion vorinformiert
wurde. Die Bundes-
anwaltschaft dementiert.

◆ Gregor Poletti

«Ich werde sicher eine Ausspra-
che verlangen», betont der
christlichsoziale Nationalrat Hu-
go Fasel (FR). Der Präsident der
nationalrätlichen Geschäftsprü-
fungskommission (GPK) und
Mitglied der zuständigen parla-
mentarischen Oberaufsicht über
die Bundesanwaltschaft, der GP-
Del, will den genauen Ablauf aus
erster Hand erfahren. Denn sei-
ner Ansicht nach ist es das erste
Mal, dass sich die Bundesan-
waltschaft (BA) in jüngster Zeit
mit derart happigen Vorwürfen
konfrontiert sieht. Fasel will die-
ses Anliegen im Rahmen der üb-
lichen Überprüfung einbringen.

«Bewusste Diskreditierung»
Was ist geschehen? In Teilen

der Sonntagspresse wurden
Gerüchte kolportiert, wonach
der Swiss-Verwaltungsrat von
Bundesanwalt Valentin Roscha-
cher Anfang letzter Woche zum

Voraus über die Ausdehnung des
Strafverfahrens unter anderem
auf den mittlerweile zurückgetre-
tenen Swiss-Chef André Dosé in-
formiert worden sei. Laut BA-
Sprecher Hansjürg Mark Wied-
mer laufen diese Gerüchte offen-
sichtlich darauf hinaus, die Un-
abhängigkeit der Strafverfol-
gungsbehörde des Bundes
bewusst zu diskreditieren: «Diese
Spekulationen und Mutmassun-
gen entbehren jeder Grundlage
und sind falsch.» Es habe keiner-
lei Vorabinformationen gegeben.

Und ein Leck ist laut Wiedmer
auch gar nicht möglich: «Der
Entscheid, ob, wann und auf wen
das von der Bundesanwaltschaft
bis dahin gegen unbekannt ge-
führte Verfahren auszuweiten sei,
fiel am späten Donnerstagnach-
mittag vergangener Woche.» Da-
mit sei dieser Entscheid einen Tag
nach dem Rücktritt von Dosé und
in völliger Unabhängigkeit von
den Vorgängen im Swiss-Verwal-
tungsrat vonstatten gegangen. 

Trotzdem bleibt theoretisch
immer noch möglich, dass sei-

tens der Bundesanwaltschaft zu-
mindest die Vorabinformation
gestreut wurde, dass am Don-
nerstag die entscheidende Sit-
zung stattfinden werde. Und wer
den Bericht des Büros für
Flugunfalluntersuchungen zum
Crossair-Absturz bei Bassersdorf
genau durchliest, kann sich aus-
rechnen, dass die Wahrschein-
lichkeit hoch war, dass es zur
Ausdehnung des Strafverfahrens
auf konkrete Personen wie Dosé
kommen könnte. Doch laut BA
gab es auch keine Hinweise an
Beteiligte über den möglichen
Zeitpunkt einer Verfahrensaus-
weitung.

Auch noch Moritz Suter?
Noch ist keine Anklage erho-

ben und damit auch noch nie-
mand schuldig gesprochen wor-
den. Am letzten Donnerstag wur-
de lediglich das bisher gegen un-
bekannt gerichtete Strafverfah-
ren auf Personen ausgedehnt.
Und zwar neben Dosé auch auf
André Auer, den Exchef des Bun-
desamtes für Zivilluftfahrt, sowie
auf zwei weitere Ex-Crossair-
Leute. Auf die Frage, ob Moritz
Suter, Exchef der Crossair, damit
aus dem Schneider sei, antwortet
Bundesanwalt-Sprecher Hans-
jürg Mark Wiedmer: «Ganz
und gar nicht. Der Kreis mögli-
cher weiterer Beschuldigter ist
offen.» ◆

P O L I T O L O G E  A N D R E A S  L A D N E R

«Für die SVP liegt nicht
mehr viel drin»
Die FDP kann kurzfris-
tig kaum Gegensteuer
geben, und die SVP hat
ihr Potenzial ausge-
schöpft. Diese Schlüsse
zieht Politologe Andreas
Ladner aus den Regie-
rungs- und Kantonsrats-
wahlen in St. Gallen.

◆ Interview: Raphael Prinz

Herr Ladner, im Kanton
St. Gallen legte die SVP 
bei den Wahlen vom 
vergangenen Wochenende 
nur noch leicht zu und 
hat ihr Ziel, stärkste Partei 
zu werden, klar verfehlt. 
Hat die SVP nun ihren Zenit
erreicht?
Andreas Ladner: Das Wahlresul-
tat in St. Gallen ist für die SVP
nicht schlecht. Die Partei ist auf
Kurs. Trotzdem ist ein erster Sät-
tigungsgrad erreicht, und zwar
bei den Wechselwählern. Die
Partei hat Wähler aus der Mitte
und von rechts aussen, die sich
keiner Partei nahe fühlen, abge-
holt. Da liegt nicht mehr viel
drin. 

Wie sieht es bei den Neu-
wählern aus?
Um die ist der grosse Wettbewerb
im Gange. Junge Leute, welche
die Parteienlandschaft und die
Grabenkämpfe der Vergangen-
heit nicht mehr erlebt haben und
sich unvoreingenommen eine
Meinung bilden, sind bei allen
Parteien begehrt. Denn der An-
teil der Stammwähler, welche ein
Leben lang dieselbe Partei
wählen, nimmt stetig ab.

Die SP und die Grünen
gehörten in St. Gallen zu den

Gewinnern. Legt neu nun die
Linke auf Kosten der Mitte zu?
Im Fall von St. Gallen hat die
Linke nicht neue Höhen er-
reicht, sondern die Verluste der
Wahl im Jahr 2000 kompensiert.
Allgemein besteht für die Linke
aber ein zusätzliches Potenzial,
da die CVP und vor allem die
FDP sich derzeit eher nach
rechts orientieren.

Apropos FDP: Inwiefern
haben die Querelen der
Mutterpartei zum schlechten
Abschneiden beigetragen?
Diese haben der Partei sicher
nicht geholfen und waren uner-
freulich für den Wahlkampf. Es
ist aber schwierig, zu beziffern,
wie stark die Krise auf nationaler
Ebene konkret zum Verlust der
Kantonspartei beigetragen hat.
Und umgekehrt führt die Nie-
derlage in St. Gallen natürlich zu
einem weiteren Dämpfer für die
angeschlagene Mutterpartei.

Noch im März stehen weitere
Wahlen an, etwa in den
Kantonen Uri, Schwyz und

Thurgau. Wie können die
FDP-Sektionen noch Gegen-
steuer geben?
So kurz vor den Wahlen ist es
schwierig, noch etwas zu unter-
nehmen. Allenfalls könnten ori-
ginelle Kampagnen oder ein ge-
schlossenes Auftreten ein biss-
chen etwas bewirken. Nicht ver-
gessen darf man aber, dass der
Zustand der nationalen Partei ja
nur eine von mehreren Einfluss-
grössen für den Wahlerfolg ist. 

Aber doch eine wichtige?
Das ist relativ. Auf Sympathisan-
ten, die der Partei nahe stehen,
haben nationale Querelen kei-
nen negativen Einfluss. Diese
analysieren die Situation zu-
meist differenziert und halten ih-
rer Partei die Stange. Eher be-
einflussen von Negativschlagzei-
len lassen sich Leute, die das po-
litische Geschehen nur am Ran-
de mitverfolgen. Sie sehen nun,
dass die FDP ein Führungspro-
blem hat und verzweifelt auf
der Suche nach einem Präsiden-
ten ist. Dies ist bei der CVP
ähnlich.

Stehen bei Wahlen auf kanto-
naler und kommunaler Ebene
nicht stärker die Personen im
Vordergrund?
Doch. Je kleiner der Wahlkreis,
umso stärker wird die Wahl zur
Personenwahl. Und hier sind die
Mitteparteien FDP und CVP im
Vorteil, da sie oft mit profilierten
Kandidaten antreten können,
die eine grosse Bekanntheit ha-
ben. Dies macht es beispielswei-
se für die SVP schwierig, in Exe-
kutiven reinzukommen. ◆

Andreas Ladner ist Dozent für Poli-
tikwissenschaft an den Universitäten
Bern und Zürich.

BILD BAUMANNAndreas Ladner

IN  KÜRZE

Bestechungsskandal
auch bei der Neat?
Der Bestechungsskandal um
das neue Münchner Stadion
betrifft auch die Neat: Die Ver-
gabe eines Bauauftrags an
das österreichische Unter-
nehmen Alpine, das der Be-
stechung verdächtigt wird,
soll überprüft werden. Der
Präsident der Neat-Aufsichts-
delegation, Andrea Hämmerle
(SP, GR), will die Umstände
abklären, unter welchen die
Baufirma Alpine Mayreder zu
dem Vertrag mit der Ersteller-
firma Alptransit Gotthard
(ATG) gekommen ist. Häm-
merle bestätigte einen Bericht
der «SonntagsZeitung». sda

Entschädigung für
Exregierungsrat Aliesch
Der Kanton Graubünden
muss den früheren Regie-
rungsrat Peter Aliesch ausser-
gerichtlich mit 45000 Franken
entschädigen. Gegen Aliesch
war ein Strafverfahren wegen
Verdachts auf passive Beste-
chung geführt, später aber
eingestellt worden. Laut dem
gestern von der Beschwerde-
kammer des Bündner Kan-
tonsgerichts publizierten Ent-
scheid muss der Kanton über-
dies die Kosten der Strafun-
tersuchung von knapp 25000
Franken zahlen. Die Untersu-
chung war wegen Alieschs
Beziehung zum griechischen
Finanzjongleur Panagiotis Pa-
padakis eröffnet worden. sda

Strafuntersuchung
gegen die SVP
Die Bezirksanwaltschaft Zü-
rich hat eine Strafunter-
suchung gegen die SVP
Schweiz und den Leiter eines
Werbebüros eröffnet. Aus-
löser ist das Rattenplakat, mit
dem die Partei in die Abstim-
mung vom 16.Mai steigen
will. sda

Der Bundesrat will wissen, wie
Medien an ein vertrauliches
Dokument von Justizminister
Christoph Blocher kamen, in
dem dieser vorschlug, Schweiz
Tourismus für 2005 bis 2009
nur noch mit einem Franken zu
unterstützen. Er leitet eine
Strafuntersuchung ein. Der
Bundesrat bedaure die Indis-
kretion, sagte Bundeskanzlerin
Annemarie Huber-Hotz gestern
auf eine Frage von Nationalrat
Oskar Freysinger (SVP, VS). Um
solche Vorfälle in Zukunft zu
vermeiden, wolle der Bundes-
rat den Kreis der Personen ein-

schränken, die Zugang zu bun-
desrätlichen Dokumenten ha-
ben. Der Bundesrat hatte ei-
gentlich am 5.März über die
Bundesbeiträge für Schweiz
Tourismus beraten wollen. Weil
Bundespräsident Joseph Deiss
abwesend war, sei das Ge-
schäft verschoben worden.

Das interne Dokument, in
dem Justizminister Christoph
Blocher eine rigorose Kürzung
der Beiträge auf 1 Franken vor-
schlug, gelangte aber glei-
chentags an die FDP Unterwal-
lis. Zudem erhielten es zahlrei-
che Medien. sda

B U N D E S R AT  

Indiskretion aufdecken


